
Beglaubigte Abschrift 

280129/17 

Landgericht Köln 

Beschluss 

In dem Rechtsstreit 

des Herrn Horst Weiberg,  

Prozessbevollmächtigte: 

Klägers, 

Rechtsanwälte Media Kanzlei, Kaiserstr. 44, 

60329 Frankfurt, 

gegen 

die Bundesstadt Bann, vertr.d.d.Oberbürgermeister, Amt für Kinder, Jugend und 

Familie, SI. Augustiner-Straße 69,53225 Bann, 

Beklagte, 

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Meyer-Köring, Oxfordstraße 

21,53111 Bann, 

hat die 28. Zivilkammer des Landgerichts Köln 

am 08.01.2018 

durch den Vorsitzenden Richter am Landgericht Dr. Eßer da Silva, den Richter Dr. 

Gryska und den Richter am Landgericht Elsen 

beschlossen: 

Die Kosten des Rechtsstreits tragen der Kläger zu 1/4 und die Beklagte zu 

3/4. 

Der Streitwert wird wie folgt festgesetzt: 

bis zum 03.11.2017: 30.000,00 EUR 

danach: Die Summe der gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten 
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Gründe: 

Nachdem die Parteien den Rechtsstreit in der Hauptsache für erledigt erklärt haben, 

waren die Kosten des Verfahrens unter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und 

Streitstandes nach billigem Ermessen zu % dem Kläger und zu % der Beklagten 

aufzuerlegen, § 91a Abs. 1 S. 1 ZPO. 

I. 

1. 

Die Beklagte berühmte sich in ihrem anwaltlichen Schreiben vom 16.07.2013 bzw. in 

ihrem Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung zu Unrecht eines 

Unterlassungs- bzw. eines Richtigstellungs- bzw. eines Löschungsanspruchs 

hinsichtlich der Äußerung "Bei diesem besonderen Vorgang durch das Jugendamt 

(. .. )". 

Derartige Ansprüche kann sie nicht aus den §§ 1004 Abs. 1 S. 1 und S. 2 BGB, 823 

Abs. 1 BGB LV.m. Artt. 2 Abs. 1, 1 Abs. 1 GG herleiten, da sie als juristische Person 

des öffentlichen Rechts nicht Grundrechtsträgerin des Allgemeinen 

Persönlichkeitsrechts ist (vgl. BGH, NJW 2006,601; OLG Köln Urteil vom 31.07.2012 

- 15 U 13/12; LG Hamburg, Urteil vom 21.01.2011 - 324 0 274/10; Burkhardt in: 

Wenzel, Das Recht der Wort- und Bildberichterstattung, 5. Auflage 2003, Kapitel 5, 

Rn. 126). Denn juristische Personen des öffentlichen Rechts, wie Bund, Länder und 

Kommunen sowie Anstalten und Körperschaften des öffentlichen Rechts sind nicht 

Träger von Grundrechten und können sich grundsätzlich nicht auf ein allgemeines 

Persönlichkeitsrecht berufen (Kröner, Hamburger Kommentar Gesamtes 

Medienrecht, Rn. 33.13). 

In Frage kommen allein aus den §§ 1004 Abs. 1 S. 1 und S. 2, 823 Abs. 2 BGB 

i.V.m. §§ 185 ff. BGB hergeleitete Ansprüche. 

Denn juristische Personen bzw. Körperschaften des öffentlichen Rechts können 

zivilrechtlichen Ehrenschutz gegenüber Angriffen in Anspruch nehmen, durch die ihr 

Ruf in der Öffentlichkeit in unzulässiger Weise herabgesetzt wird. Dem steht nicht 

entgegen, dass juristische Personen des öffentlichen Rechts keine 

Grundrechtsträger sind. Sie' haben zwar weder eine "persönliche" Ehre noch können 

sie wie eine natürliche Person Träger des allgemeinen Persänlichkeitsrechts sein; sie 

genießen jedoch, wie § 194 Abs. 3 StGB zeigt, im Zusammenhang mit der Erfüllung 
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ihrer öffentlichen Aufgaben strafrechtlichen Ehrenschutz, der über die §§ 1004, 823 

Abs. 2 BGB in Verbindung mit §§ 185 ff. StGB zivilrechtliche 

Unterlassungsansprüche begründen kann (vgl. BGH Urteile vom 22. Juni 1982 - VI 

ZR 251/80 ; vom 16. November 1982 - VI ZR 122/80; vom 22. November 2005 - VI 

ZR 204104; BGH, vom 22.04.2008 - VI ZR 83/07; BVerfG, NJW 1995, 3303; OLG 

Köln Urteil vom 31.07.2012 -15 U 13/12; LG Hamburg Urteil vom 21.01.2011- 324 

0274/10). Bezogen auf juristische Personen des öffentlichen Rechts verfolgen die 

§§ 185 ff. StGB allerdings das Ziel, dasjenige Mindestmaß an öffentlicher 

Anerkennung zu gewährleisten, das erforderlich ist, damit die betroffene Einrichtung 

ihre Funktion erfüllen kann und das unerlässliche Vertrauen ,in ihre Integrität nicht in 

Frage gestellt wird (vgl. BGH, Urteil vom 16.11.1982 -VI ZR 122/80 -

"vetternwirtschaft", Rz. 15). Tritt dieser vorbenannte Schutzzweck in einen Konflikt 

mit der Meinungsfreiheit, so ist deren Gewicht insofern besonders hoch zu 

veranschlagen, als das Grundrecht gerade aus dem besonderen Schutzbedürfnis der 

Machtkritik erwachsen ist und darin unverändert seine Bedeutung findet (vgl. BVerfG, 

NJW 1995, 3303; NJW 2006, 3769). 

Vor diesem Hintergrund hat die Beklagte die streitgegenständliche 

Meinungsäußerung des Klägers hinzunehmen, da diese auf einem unstreitig 

zutreffenden Tatsachenkern fußt. Denn die Beklagte räumt ein, dass die 

Sachbearbeiterin gegenüber dem Amtsgericht - Familiengericht - Bonn in einer 

sorgerechtlichen Angelegenheit eine falsche Angabe gernacht hat. Ob die falsche 

Angabe für das Verfahren von Bedeutung war und ob jene noch in dem Verfahren 

richtig gestellt wurde, ist nicht von Bedeutung. Eingedenk dessen ist es dem Kläger 

nicht verwehrt, diesen Umstand in der streitgegenständlichen Art und Weise zu 

bewerten und zu kritisieren. Denn da es der Sinn jeder zur Meinungsbildung 

beitragenden öffentlichen Äußerung ist, Aufmerksamkeit zu erregen, sind angesichts 

der heutigen Reizüberflutung einprägsame, auch starke Formulierungen 

hinzunehmen (BVerfGE 24, 278). Das gilt auch für Äußerungen, die in scharfer und 

abwertender Kritik bestehen, mit übersteigerter Polemik vorgetragen werden oder in 

ironischer Weise formuliert sind (vgl. BGH, VersR 1994, 57; VersR 1986, 992). Der 

Kritiker darf seine Meinung grundsätzlich auch dann äußern, wenn sie andere für 

"falsch" oder für "ungerecht" halten (vgl. BGH, NJW 2000, 3421; VersR 1994, 57; 

NJW 1978, 1797). Deshalb muss die Verurteilung zur Unterlassung einer Äußerung 

im Interesse des Schutzes der Meinungsfreiheit auf das zum Rechtsgüterschutz 

unbedingt Erforderliche beschränkt werden (vgl. BVerfG, MMR 2013,127,128). 
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2. 

Demgegenüber berühmte sich die Beklagte der eingangs genannten Ansprüche 

hinsichtlich der Äußerung "Die Krone wird diesem Vorgang dadurch aufgesetzt, (. . .)" 

zu Recht. Denn unabhängig von der Frage der Beweislast im Rahmen der eingangs 

genannten Ansprüche hat der Kläger keinen tatsächlichen Vorgang (sekundär) 

dargelegt, der seine Äußerung trägt. Weder das Telefongespräch mit Frau K  (vgl. 

Anlage K17) noch das Schreiben des Herrn F  in denen jeweilS ausdrücklich 

oder sinngemäß mitgeteilt wird, dass seitens des Herrn Stein kein weiterer 

Gesprächsbedarf bestehe, rechtfertigt die Tatsachenbehauptung des Klägers, Herr 

Stein habe eine Anweisung erteilt, dass trotz dringenden Handlungsbedarfs für das 

Kindeswohl niemand im Jugendamt reagieren dürfe. Denn diese Behauptung wird 

von dem maßgeblichen Durchschnittrezipienten dahingehend verstanden, dass es 

seitens des Herrn Stein eine Anweisung gegeben habe, dass selbst bei einer Gefahr 

für das Kindeswohl nicht reagiert werden dürfe bzw. worden wäre. Dies lässt sich 

jedoch der Verweigerung eines weiteren Gespräches nicht entnehmen. In Anbetracht 

dessen und des Umstandes, dass die Äußerung einer solchen - unzutreffenden -

Behauptung geeignet ist, die Funktionsfähigkeit eines Jugendamtes und das 

Vertrauen der Bevölkerung in dieses zu erschüttern, muss die Beklagte diese 

Äußerung nicht hinnehmen. 

3. 

Hinsichtlich der Äußerungen "Umzug: (. .. )" und" Verwahrlosung: ( ... )" stehen der 

Beklagten schon mangels Betroffenheit keine Richtigstellungs- und 

Löschungsansprüche zu. 

4. 

In der Passage "Jugendamt Bonn: (. .. )" ist zu differenzieren: 

Die Äußerung "nach mehreren Monaten (. . .)" ist von der Beklagten als überspitzte 

Meinungsäußerung mit einem Tatsachenkern, der marginal unzutreffend ist, 

hinzunehmen. Denn ob das Gespräch nach "mehreren Monaten" oder - wie 

zutreffend - nach knapp zwei Monaten stattfand, ist für die Funktionsfähigkeit der 

Beklagten nicht von Bedeutung. 
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Sofern der Kläger der Auffassung ist, die zuständige Jugendamtsmitarbeiterin habe 

kein Interesse an einer Besserung der Situation gehabt, so bleibt ihm dieser Eindruck 

als wertende Stellungnahme unbenommen. 

Die Tatsachenbehauptung ,,Aufgrund dieser Situation (. . .)" ist mangels 

substantiierten gegenteiligen Vortrags der Beklagten unstreitig zutreffend und 

deshalb von ihr hinzunehmen. 

Die Äußerung "Das Jugendamt lehnte alle den Vorgang betreffenden, sachlichen 

Gespräche mit dem Vater ab, (. . .)." ist bereits deshalb unzutreffend, da es nach dem 

eigenen Vortrag des Klägers nach dem 26.06.2012 zumindest noch zu einem 

sachlichen Gespräch mit Herrn F kam. Die Behauptung eine kategorischen 

Ablehnung gegenüber einem sachlichen Gespräch ist auch geeignet die 

Funktionstüchtigkeit bzw. das Vertrauen der Bevölkerung in diese zu beeinträchtigen. 

Ferner fehlt es hinsichtlich der Behauptung ,,(. . .), auch die Lehrerin bat um ein 

persönliches Gespräch, das aber nie stattfand." an jeglichem substantiierten Vortrag 

des Klägers, der diese Darstellung untermauern würde, sodass die Beklagte diese 

Äußerung nicht hinzunehme hat. Dass die unterstellte grundlose 

Verweigerungshaltung zur Zusammenarbeit gegenüber einer anderen Behörde das 

Vertrauen der Bevölkerung in die Beklagte tangiert, bedarf keiner vertieften 

Begründung. 

Bei der Äußerung "Kein Schreiben (. . .)" handelt es sich um eine zutreffende und 

damit von der Beklagten hinzunehmende Tatsachenbehauptung, weil die Beklagte 

dem Vortrag des Klägers zu einer unbeantwortet gebliebenen E-Mail an Herrn 

B  nicht entgegengetreten ist. 

Demgegenüber fehlt es vor dem Hintergrund der Darlegung der Beklagten zu dem 

Telefongespräch mit der Lehrerin C wiederum an einem substantiierten 

Vortrag des Klägers zu dem Umstand, dass die Erziehungshilfe erst aufgrund - und 

in diese Richtung versteht der Rezipient das Wort "Nach" im konkreten 

Zusammenhang - eines Anrufs der Lehrerin eingerichtet wurde. Dass die 

Unterstellung, dass erst auf den Druck der Schule gehandelt worden sei, die 

Funktionsfähigkeit der Beklagten und das Vertrauen in diese beeinträchtigt, liegt auf 

der Hand. 
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5. 

Die Passage "erste Lüge" ist von der Beklagte hinzunehmen, da sie auf einem 

unstreitigen Sachverhalt fußt, der von dem Kläger kritisiert und bewertet wird. 

Insofern kann auf die Ausführungen zu Ziffer 1. Bezug genommen werden. 

6. 

Die Passage "zweite Lüge: (. . .)" ist bereits deshalb unzutreffend und deshalb von der 

Beklagten nicht hinzunehmen, weil- unabhängig von dem Umstand, dass der Kläger 

zunächst gegen eine psychologische Begleitung seiner Tochter war (vgl. Anlage 

K20) und dieser sodann im August 2012 zustimmte - die Initiative ("Empfehlung") 

hierzu nach dem beiderseitigen Vortrag der Parteien nicht von ihm ausging, sondern 

er eine Behandlung zunächst ablehnte. 

7. 

Die Passage "dritte Luge: (. .. )" ist hinsichtlich der Zeitangabe marginal unzutreffend. 

Insofem kann auf die Ausführungen zu Ziffer 4. Bezug genommen werden. 

Hinsichtlich der Passage "Nachweislich ( ... )" bestehen seitens der Beklagten bereits 

deshalb nicht die eingangs genannten Ansprüche, da sie diese Passage im 

vorliegenden Rechtsstreit nicht thematisiert, sondern den diesbezüglichen Vortrag 

des Klägers in der Sache unwidersprochen hinnimmt. Sofern die Beklagte moniert, 

dem Kläger fehle aU!grund der Entscheidung des AG Bann vom 10.10.2013 - 11 C 

182/13 - ein Rechtsschutzbedürfnis, vermag dies nicht zu überzeugen, da allein die 

Entscheidung zuungunsten der Beklagten in dem genannten Verfahren nicht zu 

einem Entfallen des Berühmens der eingangs genannten Ansprüche führt. 

Die abschließende Bewertung der nicht (mehr) angegriffenen, zuvor genannten 

Passage mit den Worten "Durch diese Lüge (. . .)" ist als zulässige Wertung des 

Klägers von der Beklagten hinzunehmen. 

11. 

Vor dem Hintergrund des unter Ziffer I. Gesagten erachtet die Kammer aufgrund des 

- voraussichtlich - überwiegenden Obsiegens des Klägers eine Kostenverteilung von 

% zu % fOr angemessen. 
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Dr. Eßer da Silva Dr. Gryska 

Beglaubigt 

als Urkundsbeamter/in der Geschäftsstelle 

Landgericht Köln 

Elsen 



Abschrift 

280129/17 

Landgericht Köln 

Beschluss 

In dem Rechtsstreit 

des Herrn Horst Weiberg, Kirchstr. 30, 48432 Rheine, 

Klägers, 

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Media Kanzlei, Kaiserstr. 44, 

60329 Frankfurt, 

gegen 

die Bundesstadt Bann, vertr.d.d.Oberbürgermeister, Amt für Kinder, Jugend und 

Familie, S1. Augustiner-Straße 69,53225 Bann, 

Beklagte, 

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Meyer-Köring, Oxfordstraße 

21,53111 Bann, 

hat die 28. Zivilkammer des Landgerichts Köln 

am 08.01.2018 

durch den Vorsitzenden Richter am Landgericht Or. Eßer da Silva, den Richter Or. 

Gryska und den Richter am Landgericht Elsen 

beschlossen: 

Die Kosten des Rechtsstreits tragen der Kläger zU 1/4 und die Beklagte zu 

3/4. 

Der Streitwert wird wie folgt festgesetzt: 

bis zum 03.11.2017: 30.000,00 EUR 

danach: Die Summe der gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten 
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Gründe: 

Nachdem die Parteien den Rechtsstreit in der Hauptsache für erledigt erklärt haben, 

waren die Kosten des Verfahrens unter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und 

Streitstandes nach billigem Ermessen zu % dem Kläger und zu % der Beklagten 

aufzuerlegen, § 91a Abs. 1 S. 1 ZPO. 

I. 

1. 

Die Beklagte berühmte sich in ihrem anwaltlichen Schreiben vom 16.07.2013 bzw. in 

ihrem Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung zu Unrecht eines 

Unterlassungs- bzw. eines Richtigstellungs- bzw. eines Löschungsanspruchs 

hinsichtlich der Äußerung "Bei diesem besonderen Vorgang durch das Jugendamt 

( .. )". 

Derartige Ansprüche kann sie nicht aus den §§ 1004 Abs. 1 S. 1 und S. 2 BGB, 823 

Abs. 1 BGB i.v.m. Art!. 2 Abs. 1, 1 Abs. 1 GG herleiten, da sie als juristische Person 

des öffentlichen Rechts nicht Grundrechtsträgerin des Allgemeinen 

Persönlichkeitsrechts ist (vgl. BGH, NJW 2006,601; OLG Köln Urteil vom 31.07.2012 

- 15 U 13/12; LG Hamburg, Urteil vom 21.01.2011 - 324 0 274/10; Burkhardt in: 

Wenzel, Das Recht der Wort- und Bildberichterstattung, 5. Auflage 2003, Kapitel 5, 

Rn. 126). Denn juristische Personen des öffentlichen Rechts, wie Bund, Länder und 

Kommunen sowie Anstalten und Körperschaften des öffentlichen Rechts sind nicht 

Träger von Grundrechten und können sich grundsätzlich nicht auf ein allgemeines 

Persönlichkeitsrecht berufen (Kröner, Hamburger Kommentar Gesamtes 

Medienrecht, Rn. 33.13). 

In Frage kommen allein aus den §§ 1004 Abs. 1 S. 1 und S. 2, 823 Abs. 2 BGB 

LV.m. §§ 185 ff. BGB hergeleitete Ansprüche. 

Denn juristische Personen bzw. Körperschaften des öffentlichen Rechts können 

zivilrechtlichen Ehrenschutz gegenüber Angriffen in Anspruch nehmen, durch die ihr 

Ruf in der Öffentlichkeit in unzulässiger Weise herabgesetzt wird. Dem steht nicht 

entgegen, dass juristische Personen des öffentlichen Rechts keine 

Grundrechtsträger sind. Sie haben zwar weder eine "persönliche" Ehre noch können 

sie wie eine natürliche Person Träger des allgemeinen Persänlichkeitsrechts sein; sie 

genießen jedoch, wie § 194 Abs. 3 StGB zeigt, im Zusammenhang mit der Erfüllung 
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ihrer öffentlichen Aufgaben strafrechtlichen Ehrenschutz, der über die §§ 1004, 823 

Abs. 2 BGB in Verbindung mit §§ 185 ff. StGB zivi/rechtliche 

Unterlassungsansprüche begründen kann (vgl. BGH Urteile vom 22. Juni 1982 - VI 

ZR 251/80 ; vom 16. November 1982 - VI ZR 122/80; vom 22. November 2005 - VI 

ZR 204/04; BGH, vom 22.04.2008 - VI ZR 83/07; BVerfG, NJW 1995, 3303; OLG 

Köln Urteil vom 31.07.2012 -15 U 13/12; LG Hamburg Urteil vom 21.01.2011 - 324 

o 274/10). Bezogen auf juristische Personen des öffentlichen Rechts verfolgen die 

§§ 185 ff. StGB allerdings das Ziel, dasjenige Mindestmaß an öffentlicher 

Anerkennung zu gewährleisten, das erforderlich ist, damit die betroffene Einrichtung 

ihre Funktion erfüllen kann und das unerlässliche Vertrauen in ihre Integrität nicht in 

Frage gestellt wird (vgl. BGH, Urteil vom 16.11.1982 -VI ZR 122/80 -

"Vetternwirtschaft", Rz. 15). Tritt dieser vorbenannte Schutzzweck in einen Konflikt 

mit der Meinungsfreiheit, so ist deren Gewicht insofern besonders hoch zu 

veranschlagen, als das Grundrecht gerade aus dem besonderen Schutzbedürfnis der 

Machtkritik erwachsen ist und darin unverändert seine Bedeutung findet (vgl. BVerfG, 

NJW 1995, 3303; NJW 2006,3769). 

Vor diesem Hintergrund hat die Beklagte die streitgegenständliche 

Meinungsäußerung des Klägers hinzunehmen, da diese auf einem unstreitig 

zutreffenden Tatsachenkern fußt. Denn die Beklagte räumt ein, dass die 

Sachbearbeiterin gegenüber dem Amtsgericht - Familiengericht - Bonn in einer 

sorgerechtlichen Angelegenheit eine falsche Angabe gemacht hat. Ob die falsche 

Angabe für das Verfahren von Bedeutung war und ob jene noch in dem Verfahren 

richtig gestellt wurde, ist nicht von Bedeutung. Eingedenk dessen ist es dem Kläger 

nicht verwehrt, diesen Umstand in der streitgegenständlichen Art und Weise zu 

bewerten und zu kritisieren. Denn da es der Sinn jeder zur Meinungsbildung 

beitragenden öffentlichen Äußerung ist, Aufmerksamkeit zu erregen, sind angesichts 

der heutigen ReiZÜberflutung einprägsame, auch starke Formulierungen 

hinzunehmen (BVerfGE 24, 278). Das gilt auch für Äußerungen, die in scharfer und 

abwertender Kritik bestehen, mit übersteigerter Polemik vorgetragen werden oder in 

ironischer Weise formuliert sind (vgl. BGH, VersR 1994, 57; VersR 1986, 992). Der 

Kritiker darf seine Meinung grundsätzlich auch dann äußern, wenn sie andere für 

"falsch" oder für "ungerecht' halten (vgl. BGH, NJW 2000, 3421; VersR 1994, 57; 

NJW 1978, 1797). Deshalb muss die Verurteilung zur Unterlassung einer Äußerung 

im Interesse des Schutzes der Meinungsfreiheit auf das zum Rechtsgüterschutz 

unbedingt Erforderliche beschränkt werden (vgl. BVerfG, MMR 2013, 127, 128). 
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2. 

Demgegenüber berühmte sich die Beklagte der eingangs genannten Ansprüche 

hinsichtlich der Äußerung "Die Krone wird diesem Vorgang dadurch aufgesetzt, ( ... )" 

zu Recht. Denn unabhängig von der Frage der Beweislast im Rahmen der eingangs 

genannten Ansprüche hat der Kläger keinen tatsächlichen Vorgang (sekundär) 

dargelegt, der seine Äußerung trägt. Weder das Telefongespräch mit Frau Kleve (vgl. 

Anlage Ki7) noch das Schreiben des Herrn Fersch, in denen jeweils ausdrücklich 

oder sinngemäß mitgeteilt wird, dass seitens des Herrn Stein kein weiterer 

Gesprächsbedarf bestehe, rechtfertigt die Tatsachenbehauptung des Klägers, Herr 

Stein habe eine Anweisung erteilt, dass trotz dringenden Handlungsbedarfs für das 

Kindeswohl niemand im Jugendamt reagieren dürfe. Denn diese Behauptung wird 

von dem maßgeblichen DurchsChnittrezipienten dahingehend verstanden, dass es 

seitens des Herrn Stein eine Anweisung gegeben habe, dass selbst bei einer Gefahr 

für das Kincteswohl nicht reagiert werden dürfe bzw. worden wäre. Dies lässt sich 

jedoch der Verweigerung eines weiteren Gespräches nicht entnehmen. In Anbetracht 

dessen und des Umstandes, dass die Äußerung einer solchen - unzutreffenden -

Behauptung geeignet ist, die Funktionsfähigkeit eines Jugendamtes und das 

Vertrauen der Bevölkerung in dieses zu erschüttern, muss die Beklagte diese 

Äußerung nicht hinnehmen. 

3. 

Hinsichtlich der Äußerungen "Umzug: (. .. )" und" Verwahrlosung: ( .. .)" stehen der 

Beklagten schon mangels Betroffenheit keine Richtigstellungs- und 

Löschungsansprüche zu. 

4. 

In der Passage "Jugendamt Bann: (. . .)" ist zu differenzieren: 

Die Äußerung "nach mehreren Monaten (. . .)" ist von der Beklagten als überspitzte 

Meinungsäußerung mit einem Tatsachenkern, der marginal unzutreffend ist, 

hinzunehmen. Denn ob das Gespräch nach "mehreren Monaten" oder - wie 

zutreffend - nach knapp zwei Monaten stattfand, ist für die Funktionsfähigkeit der 

Beklagten nicht von Bedeutung. 
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Sofern der Kläger der Auffassung ist, die zuständige Jugendamtsmitarbeiterin habe 

kein Interesse an einer Besserung der Situation gehabt, so bleibt ihm dieser Eindruck 

als wertende Stellungnahme unbenommen. 

Die Tatsachenbehauptung "Auf grund dieser Situation (. . .)" ist mangels 

substantiierten gegenteiligen Vortrags der Beklagten unstreitig zutreffend und 

deshalb von ihr hinzunehmen. 

Die Äußerung "Das Jugendamt lehnte alle den Vorgang betreffenden, sachlichen 

Gespräche mit dem Vater ab, (. . .)." ist bereits deshalb unzutreffend, da es nach dem 

eigenen Vortrag des Klägers nach dem 26.06.2012 zumindest noch zu einem 

sachlichen Gespräch mit Herrn Fersch kam. Die Behauptung eine kategorischen 

Ablehnung gegenüber einem sachlichen Gespräch ist auch geeignet die 

Funktionstüchtigkeit bzw. das Vertrauen der Bevölkerung in diese zu beeinträchtigen. 

Ferner fehlt es hinsichtlich der Behauptung ,,( .. .), auch die Lehrerin bat um ein 

persönliches Gespräch, das aber nie stattfand." an jeglichem substantiierten Vortrag 

des Klägers, der diese Darstellung untermauern würde, sodass die Beklagte diese 

Äußerung nicht hinzunehme hat. Dass die unterstellte grundlose 

Verweigerungshaltung zur Zusammenarbeit gegenüber einer anderen Behörde das 

Vertrauen der Bevölkerung in die Beklagte tangiert, bedarf keiner vertieften 

Begründung. 

Bei der Äußerung "Kein Schreiben (. . .)" handelt es sich um eine zutreffende und 

damit von der Beklagten hinzunehmende Tatsachenbehauptung, weil die Beklagte 

dem Vortrag des Klägers zu einer unbeantwortet gebliebenen E-Mail an Herrn 

Bennlng nicht entgegengetreten Ist. 

Demgegenüber fehlt es vor dem Hintergrund der Darlegung der Beklagten zu dem 

Telefongespräch mit der Lehrerin Giemens wiederum an einem substantiierten 

Vortrag des Klägers zu dem Umstand, dass die Erziehungshilfe erst aufgrund - und 

in diese Richtung versteht der Rezipient das Wort "Nach" im konkreten 

Zusammenhang - eines Anrufs der Lehrerin eingerichtet wurde. Dass die 

Unterstellung, dass erst auf den Druck der Schule gehandelt worden sei, die 

Funktionsfähigkeit der Beklagten und das Vertrauen in diese beeinträchtigt, liegt auf 

der Hand. 
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5. 

Die Passage "erste Lüge" ist von der Beklagte hinzunehmen, da sie auf einem 

unstreitigen Sachverhalt fußt, der von dem Kläger kritisiert und bewertet wird. 

Insofern kann auf die Ausführungen zu Ziffer 1. Bezug genommen werden. 

6. 

Die Passage "zweite Lüge: (. .. )" ist bereits deshalb unzutreffend und deshalb von der 

Beklagten nicht hinzunehmen, weil- unabhängig von dem Umstand, dass der Kläger 

zunächst gegen eine psychologische Begleitung seiner Tochter war (vgi. Anlage 

K20) und dieser sodann im August 2012 zustimmte - die Initiative ("Empfehlung") 

hierzu nach dem beiderseitigen Vortrag der Parteien nicht von ihm ausging, sondern 

er eine Behandlung zunächst ablehnte. 

7. 

Die Passage "dritte Lüge: (. .. )" ist hinsichtlich der Zeitangabe marginal unzutreffend. 

Insofern kann auf die Ausführungen zu Ziffer 4. Bezug genommen werden. 

Hinsichtlich der Passage "Nachweis/ich (. .. )" bestehen seitens der Beklagten bereits 

deshalb nicht die eingangs genannten Ansprüche, da sie diese Passage im 

vorliegenden Rechtsstreit nicht thematisiert, sondern den diesbezüglichen Vortrag 

des Klägers in der Sache unwidersprochen hinnimmt. Sofern die Beklagte moniert, 

dem Kläger fehle aufgrund der Entscheidung des AG Bann vom 10.10.2013 -11 C 

182/13 - ein Rechtsschutzbedürfnis, vermag dies nicht zu überzeugen, da allein die 

Entscheidung zuungunsten der Beklagten in dem genannten Verfahren nicht zu 

einem Entfallen des Berühmens der eingangs genannten Ansprüche führt. 

Die abschließende Bewertung der nicht (mehr) angegriffenen, zuvor genannten 

Passage mit den Worten "Durch diese Lüge ( ... )" ist als zulässige Wertung des 

Klägers von der Beklagten hinzunehmen. 

11. 

Vor dem Hintergrund des unter Ziffer I. Gesagten erachtet die Kammer aufgrund des 

- voraussichtlich - überwiegenden Obsiegens des Klägers eine Kostenverteilung von 

% zu % für angemessen. 
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Dr. Eßer da Si/va Dr. Gryska Elsen 




